
m 

Nummer  39 
7.  Dezember 2000 

www.C du.de 

Fakten       und       Argumente 

  

-~ WEG Mn DIESER ö K 0 STEUER — 

4. Dezember 
NOCH 28 TAGE BIS ZUR NÄCHSTEN ERHÖHUNG! 

Schöne Bescherung: 

Leichtes Heizöl hat sich schon binnen eines Jahres - 
von September 1999 bis September 2000 - 

um 78,4 Prozent verteuert. 

JSE: CDU will finanziellen 
Ausgleich für die Bauern 

Eine Arbeitsgruppe, die 
sich mit der Zukunft einer 
verbraucherfreundlichen 
und wettbewerbsfähigen 
Landwirtschaft befasst, 
wollen CDU und Bauern- 
verband bilden. 

Daraufhaben sich Angela 
Merkel und der Präsident des 
Deutschen Bauernverbands 

(DBV), Gerd Sonnleitner, 
am 6. Dezember in einem 
Gespräch im Konrad-Aden- 
auer-Haus verständigt. An- 
gesichts erheblicher Kosten- 
belastungen durch die 
Bekämpfung von BSE wol- 
len die deutschen Bauern 
neue Wege gehen. 

Fortsetzung Seite 2 

Laurenz 
Meyer: Die 
CDU setzt ihre 
Kampagne 
gegen die 
K.O.-Steuer 
fort und wird 
so lange nicht 
Ruhe gehen, 
wie das De- 
saster kein 
Ende nimmt. 
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Friedrich Merz: 
Wir sind ein prima Land, 
aber wir werden miserabel 
regiert. Redeauszüge aus 
der Bundestagsdebatte 
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VERTRAUEN   ZURüCKGEWINNEN 

Fortsetzung von Seite 1 
Die Gesundheit der Men- 

schen hat absoluten Vorrang. 
Die strikten Regelungen, die 
ab sofort in Deutschland gel- 
ten, werden ohne Einschrän- 
kungerfüllt. Aber die Wettbe- 
werbsverzerrungen, die der 
Beschluss der europäischen 
Agrarministervom4. Dezem- 
ber nach sich zieht, müssen 
ausgeglichen werden. 

Noch vergangene Woche 
hat Landwirtschaftsminister 
Funke den CDU-Landwirt- 
schaftspolitikern zugesagt, 
dass er alles, was für Deutsch- 
land gelten soll, auch bei sei- 
nen europäischen Kollegen 
durchsetzen werde. 

Daraus ist nichts gewor- 
den. Die deutschen Bauern • 
müssen künftig Sojaschrot 
verfüttern, dessen Preis auf 
dem Weltmarkt um bis zu 
20% teurer geworden ist, • se- 
hen Kosten in Höhe von bis zu 
200 Mark pro BSE-Test auf 
sich zukommen, der in 
Deutschland für jedes über 30 
Monate alle Rind verbindlich 
ist, und • haben mit Belastun- 
gen für die Tiermehl Verbren- 
nung zu rechnen. 

Die Parteivorsitzende hat 
an die Bundesregierung die 

RECHENSCHAFTSBERICHTE 

Nach sorgfältiger Prüfung 
möglichst schnell entscheiden 
Zur Entscheidung des 
Bundestagspräsidenten 
bezüglich der Rechen- 
schaftsberichte der Par- 
teien erklärte Generalse- 
kretär Laurenz Meyer: 

Der CDU ist es gelun- 
gen, die offenen finanziel- 
len Fragen der Vergangen- 
heit aufzuarbeiten und mit 
dem geänderten Rechen- 
schaftsbericht 1998 so- 
wie dem Rechenschafts- 
bericht 1999 Dokumente 
vorzulegen, die nach in- 
tensiver Prüfung durch die 
Bundestagsverwaltung als 
korrekt bewertet worden 
sind und damit zur Zah- 
lung der staatlichen Zu- 
wendung geführt haben. 
Dies ist ein sehr erfreuli- 
ches Ersiebnis. 

Forderung gerichtet, für die 
einseitigen Kostenbelastun- 
gen derdeutschen Bauern auf- 
zukommen. Angela Merkel: 

Damit hat die Bundes- 
tagsverwaltung nunmehr 
die Prüfung der Rech- 
nungslegung zwischti zu 
1989 und 1998 weitestge- 
hend abgeschlossen und die 
Unsicherheit über weitere 
Sanktionen beseitigt. Die 
finanziellen Planungen der 
Partei können damit auf ei- 
ner gesicherten Grundlage 
fortgeschrieben werden. 

Die Entscheidung des 
Bundestagspräsidenten, 
dass die CDU weitere 
Sanktionen in Höhe von 
3,4 Millionen DM zu zah- 
len hat, werden wir einer 
sorgfältigen Prüfung un- 
terziehen und möglichst 
kurzfristig entscheiden, ob 
gegen diese Festsetzung 
Klage erhoben wird. 

•11t, c 

sation muss schnell erfolgen. 
Und: Für den Verbraucher- 
schutz in Europa müssen in al- 
len Mitgliedsländern diesel- 

„Eineangemessene Kompen-     ben Vorschriften gelten." 
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DIE   DRITTTE   STUFE   STEHT   BEVOR 

Die CDU wird so lange nicht Ruhe geben, 
wie das Desaster kein Ende nimmt 

Anlässlich der bevorste- 
henden dritten Stufe der 
r genannten Ökosteuer 

.lärte Generalsekretär 
Laurenz Meyer: 

Bei Herrn Schröder 
scheint es zum eisernen Prin- 
zip geworden zu sein, dass je- 
dem seiner Gesetze ein Ge- 
setz zur Korrektur folgen 
muss. Reparaturen machen 
jedoch immer nur dann Sinn, 
wenn der zu reparierende Ge- 
genstand anschließend hilf- 
reich oder nutzbringend ist. 
Bei der Ökosteuer ist das 
nicht der Fall. Sie gehört auf 
den Schrottplatz der rot-grü- 
nen Fehlentscheidungen. 
• Diese (Ö)k.o.steuer stellt 
den Umweltgedanken auf 
den Kopf. Nicht nur Auto- 
fahrerwerden belastet. Diese 

lröpf'steuer trifft in glei- 
chem Maße Bus und Bahn 
und den gesamten ÖPNV. 
Wind und Sonnenenergie 
wird ebenso besteuert wie 
Energie, die aus Kohle ge- 
wonnen wird. 
• Diese (Ö)k.o.steuer ist 
ungerecht, weil sie große 
und kleine Betriebe unter- 
schiedlich behandelt. Der 
Bundesfinanzhof hat das 
klargestellt, und das be- 
grüßen wir. Denn jetzt muss 

sich das Bundesverfassungs- 
gericht damit beschäftigen. 
• Diese (Ö)k.o.steuer ist 
ein Bürokratieprogramm. 
Da wird eine Steuer erhoben, 
mit X Ausnahmeregelungen, 
die zu erheblichem Mehrauf- 
wand bei der Steuererhebung 
und Prüfung führen. Statt 
mehr Transparenz schafft 
Schröder Ungerechtigkeit 
und mehr Bürokratie. 
• Diese (Ö)k.o.steuer ver- 
nichtet Arbeitsplätze. 
Durch die nationale Besteue- 
rung von Energie entsteht 
eine Wettbewerbsverzer- 
rung, die den Aufschwung 
erheblich belastet. Nach 
jüngsten Schätzungen be- 
fürchtet man allein in der Lo- 
gistikbranche 10.000 Unter- 
nehmensschließungen. Das 
wäre ein Verlust von 100.000 
Arbeitsplätzen. 
• Diese (Ö)k.o.steuer ist 
unsozial. Das hat auch 
Schröder begriffen, sonst 
würde er nicht gleich wieder 
hinterherarbeiten müssen. Es 
ist schon ein eigenartiger 
Vorgang: Zuerst zieht Schrö- 
der den Leuten das Geld aus 
der Tasche, um ihnen an- 
schließend einen geringeren 
Betrag über Entfernungs- 
pauschale oder Heizkosten- 

zuschuss zurückzugeben. 
Damit treibt dieser Kanzler 
Menschen, die vorher eigen- 
ständig waren, in die Abhän- 
gigkeit von staatlichen Lei- 
stungen. 

Jedes Jahr beginnt mit 
einer Steuerlüge 

Am 6. September 1998, 
noch vor der Bundestags- 
wahl hat er versprochen: 
„Benzin 6 Pfennig teurer. 
Das ist das Ende der Fahnen- 
stange." Bereits mit der zwei- 
ten Stufe der Ökosteuer hat 
sich diese Aussage als Lüge 
entpuppt. Nach seinen Plä- 
nen soll jedes Jahr bis 2003 
mit einer Steuererhöhung be- 
ginnen. - Und damit beginnt 
Schröder jedes neue Jahr mit 
einer Steuerlüge. 

Die CDU ist nicht bereit, 
ihm das durchgehen zu las- 
sen. Wir setzen unsere Kam- 
pagne gegen die K.O.-Steuer 
fort. Die CDU wird jeden- 
falls nicht eher Ruhe geben, 
bis das Desaster ein Ende hat. 
Diese K.O.-Steuer muss 
weg! Wenn Schröder es nicht 
einsieht, dann werden wir 
eben dafür sorgen. Späte- 
stens 2002. UD 
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FRIEDRICH   MERZ: 

Wir sind ein prima Land, aber wir 
werden miserabel regiert 

Auszüge aus der Rede des 
Vorsitzenden der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
in der 2. Lesung des Bun- 
deshaushalts 2001 zum 
„Einzelplan 04" (Bundes- 
kanzler und Bundeskanz- 
leramt) am 30. November: 

In aller Klarheit und 
Deutlichkeit: CDU und 
CSU sind Parteien der 

Mitte 

Herr Bundeskanzler, Sie 
haben es für richtig gehalten, 
nach Ihrer ansonsten sehr ru- 
higen und sachorientierten 
Rede zum Schluss doch wie- 
der zu spalten. 

Deswegen will ich Ihnen 
zu Beginn, bevor ich auf die 
einzelnen Themen zu spre- 
chen komme, in aller Ruhe, 
aber auch in aller Klarheit 
und Deutlichkeit sagen: 
Hier in der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion sitzen 
nicht die deutschen Konser- 
vativen, sondern die deut- 
schen Christdemokraten - 
die Christlich Demokrati- 
sche und die Christlich-So- 
ziale Union - als Parteien 
der Mitte und nicht der 
Rechten. 

Wir dürfen die 
Landwirte nicht alleine 

lassen 

Sie haben das Problem an- 
gesprochen, das die Men- 
schen in diesem Land in die- 
sen Tagen besonders be- 
schäftigt und bewegt, näm- 
lich die BSE-Krise und die 
Konsequenzen für die 
menschliche Ernährung und 
die Gesundheit. Ich gebe Ih- 
nen gerne die Zusage, dass 
wir mit Ihnen zusammen al- 
les tun werden, damit so 
schnell wie möglich ein 
größtmögliches Maß an Ver- 
braucherschutz sicherge- 
stellt bzw. dort wieder herge- 
stellt wird, wo es möglicher- 
weise angezweifelt wird. 

Herr Bundeskanzler, wir 
erwarten von Ihnen eben- 
falls, dass die Bundesregie- 
rung entgegen ihrer bisheri- 

gen Gewohnheit auch den 
Landwirten in der Bundesre- 
publik Deutschland eine an- 
gemessene Hilfe für die Azu 
fälle zukommen lässt, die sie 
in diesen Tagen und Wochen 
haben. Wir dürfen die Land- 
wirte, die zum Teil in einer 
existenzbedrohenden Lage 
sind und die gerade in diesen 
Tagen und Wochen weiter in 
Schwierigkeiten geraten, 
nicht alleine lassen. Sie gera- 
ten nicht in Schwierigkeiten, 
weil sie die industrielle Pro- 
duktion gewollt haben, son- 
dern weil die Politik die Rah- 
menbedingungen so ge- 
schaffen hat, dass es nicht 
mehr anders ging. 

Wachstum, wie Sie 
es 1998 vorgefunden, c1 

haben 

Ich komme nun zu den ei- 
gentlichen Themen, die diese 
Debatte bestimmen sollen: 
den Bundeshaushalt, die 
Wirtschaftspolitik, die Ar- 
beitsmarktpolitik und die 
Sozialpolitik. Herr Bundes- 
kanzler, damit sich in der öf- 
fentlichen Wahrnehmung 
keine falschen Eindrücke 
festsetzen: In diesem Jahr hat 
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die Bundesregierung - ich 
sage das mit Leidenschaft und 
Freude - ein wirtschaftliches 
Wachstum zu verzeichnen, 
das genauso hoch ist wie das 
Wachstum im letzten Jahr der 
Regierung der alten Koali- 
tion. Ich beglückwünsche Sie 
Hu/u, dass Sie im zweiten Jahr 
\ er Regierungstätigkeit das 
Wachstum wieder erreicht 
haben, das Sie vorgefunden 
hatten, als Sie 1998 gewählt 
worden sind. 

Schwache 
Binnenkonjunktur 

Das gegenwärtige wirt- 
schaftliche Wachstum 
Deutschlands wird ganz 
überwiegend vom Export 
getragen. Der Export ist in 
den letzten Monaten deswe- 
gen so gut gelaufen, weil er 
weitgehend von der 
Schwäche des Euro profi- 
tiert. Darüber kann sich aber 

Deutschland in Wahrheit 
doch niemand freuen, da die 
Schwäche des Euro unsere 
starke Abhängigkeit vom 
Export und gleichzeitig die 
Schwäche der Binnenkon- 
junktur zeigt. 

Ökosteuer - für viele 
Unternehmen das Aus 

Der entscheidende Vor- 
wurf, den wir Ihnen machen: 

Sie fokussieren Ihre Wirt- 
schaftspolitik auf die großen 
Einheiten, auf die großen 
Unternehmen. Wenn Sie das 
bestreiten, dann nehmen Sie 
die Lebenswirklichkeit in 
Deutschland nicht mehr 
wahr. 

Die kleinen und mittleren 
Unternehmen stehen zum 
Teil mit dem Rücken an der 
Wand. Und wenn am 1. Ja- 
nuar 2001 die dritte Stufe der 
Ökosteuer in Kraft tritt, dann 
wird die Politik, insbeson- 
dere die Steuerpolitik, die 
Sie in Deutschland machen, 
für viele Unternehmen ge- 
rade im Transportgewerbe 
das Aus bedeuten. 

Was Sie machen, ist 
keine Sparpolitik 

Selbstverständlich be- 
mühen Sie sich darum zu 
sparen. Wer wollte das nicht 
unterstützen und dort, wo es 
richtig und möglich ist, nicht 
auch lobend und voller 
Freude erwähnen? Aber 
glauben Sie nur nicht, dass 
die Leute ein so schlechtes 
Gedächtnis haben, dass kei- 
ner mehr weiß, dass der erste 
Haushalt, den Sie zu verant- 
worten haben, nämlich der 
Haushalt, den Oskar Lafon- 
taine eingebracht hat, ge- 
genüber der Finanzplanung 
von Theo Waigel um 30 Mil- 
liarden DM aufgebläht ge- 

wesen ist. Sie haben 
zunächst einmal die große 
Kelle herausgeholt, 30 Mil- 
liarden DM mehr ausgege- 
ben und anschließend reden 
Sie in kleinen Schritten über 
das Sparen. Das ist keine 
Sparpolitik. 

Aus immer mehr 
älteren Arbeitslosen 

werden Rentner 

Die tatsächliche Lage auf 
dem Arbeitsmarkt - wie sieht 
denn die Wirklichkeit aus? 
Die statistisch erfasste Ar- 
beitslosigkeit in Deutschland 
ist im Jahre 1998 wirklich 
zurückgegangen. Im Jahr 
1998, vor Ihrer Regierungsü- 
bernahme, hat es in Deutsch- 
land eine Reduzierung der 
Arbeitslosenzahl um unge- 
fähr 400 000 gegeben. 

Seit 1999 verlassen Sie 
sich nur noch darauf, dass in 
der Arbeitslosenstatistik die 
demographische Entwick- 
lung so durchschlägt, dass 
aus immer mehr älteren Ar- 
beitslosen Rentner werden. 

Die einsetzende 
Beschäftigung abrupt 

gestoppt 

Eine wirkliche Beschäf- 
tigungsdynamik, so wie sie 
in vielen anderen europäi- 
schen  Ländern  schon  seit 
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längerer Zeit festzustellen 
ist, gibt es in Deutschland 
nicht. Die Gründe: Der Grad 
der Regulierung unseres Ar- 
beitsmarktes nimmt wieder 
zu. Sie haben zu Beginn Ih- 
rer Regierungstätigkeit eine 
ganze Reihe von Maßnah- 
men, mit denen der Arbeits- 
markt in Gang gebracht wor- 
den ist, rückgängig ge- 
macht: Neuregelung der 
630-Mark-Beschäftigungs- 
verhältnisse, Lockerung des 
Kündigungsschutzrechtes, 
Neuregelung der Lohnfort- 
zahlung im Krankheitsfall 
und Wiedereinführung des 
Schlechtwettergeldes. Sie 
haben dadurch die in 
Deutschland einsetzende 
Beschäftigungsdynamik 
abrupt gestoppt. 

Teilzeitbeschäftigung - 
ein Förderprogramm 
für die Amtsgerichte 

Herr Bundeskanzler, Sie 
sind in Ihrer Rede sehr aus- 
führlich auf die Teilzeitbe- 
schäftigung eingegangen. 
Auch hier stimmen wir Ih- 
nen grundlegend zu: Wir 
brauchen in Deutschland 
mehr Teilzeitbeschäfti- 
gung. Wer will das bestrei- 
ten? Aber Sie sind sich of- 
fensichtlich über die Konse- 
quenzen dieser Regelung 
überhaupt nicht im Klaren. 
Was ist jetzt geschehen? Es 

ist jetzt gesetzlich festge- 
schrieben worden, dass der 
Arbeitnehmer die Hauptlei- 
stungspflicht, die in seinem 
Arbeitsvertrag geregelt ist, 
einseitig zu seinen Gunsten 
ändern kann. 

Das Einspruchsrecht des 
Arbeitgebers beschränkt 
sich aufdringende betriebli- 
che Gründe. Ergebnis ist: 
Dies ist ein Beschäftigungs- 
förderungsprogramm für 
die Arbeitsgerichte, aber 
nicht für die Arbeitnehmer 
in Deutschland. In Zukunft 
wird jeder Arbeitgeber in 
diesem Land vermeiden, 
neue Mitarbeiter auf Ar- 
beitsplätzen einzustellen, 
die teilzeitgefährdet sind. 

Ihr neues Betriebs- 
verfassungsgesetz: ein 
Beitrag zur Stärkung 

der Funktionäre 

Sie haben das Betriebs- 
verfassungsgesetz ange- 
sprochen. Dazu eine Vorbe- 
merkung: Wir wollen den 
Kern bestand der Mitbestim- 
mung in Deutschland auf- 
rechterhalten und dort, woes 
nötig und möglich ist, auch 
fortentwickeln. Herr Bun- 
deskanzler, das, was jetzt als 
Eckpunkte des Bundesar- 
beitsministers veröffent- 
licht worden ist, ist jedoch 
kein Beitrag zur Fortent- 
wicklung der betrieblichen 

Mitbestimmung, sondern 
ein Beitrag zur Stärkung der 
Funktionäre gegen die Inter- 
essen der Belegschaften und 
der Betriebe. 

Wir brauchen ein 
Einwanderungs- und 
Integrationsgesetz u z 

Wir brauchen in den 
nächsten Jahren sehr viel 
mehr Beschäftigte, und 
zwar in Spitzenpositionen 
der Wirtschaft und der Wis- 
senschaft genauso wie in 
vielen Betrieben mit ganz 
normalen Tätigkeiten. 
Diese Menschen müssen wir 
aus dem Ausland hinzuge- 
winnen. Um dieses Ziel zu 
erreichen, brauchen wir eine 
Regelung bzw. eine Steue- 
rung. Dazu müssen zwei Be- 
dingungen erfüllt sein: 

Die erste Bedingung ist. 
dass wir, bevor wir versu- 
chen, die Beschäftigungs- 
probleme auf dem de d 
sehen Arbeitsmarkt über 
Einwanderung zu lösen, die 
Frage stellen, was auf dem 
deutschen Arbeitsmarkt 
selbst nicht in Ordnung ist. 

Sie können unsere Pro- 
bleme nicht durch Zuwan- 
derung zu lösen versuchen 
und gleichzeitig 3,8 Millio- 
nen Arbeitslose und weitere 
1,5 Millionen Menschen in 
der Arbeitslosenreserve so- 
zusagen stilllegen. 
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Die zweite Bedingung 
lautet: Wenn wir Einwande- 
rung wollen, dann brauchen 
wir ein Einwanderungs-und 
Integrationsgesetz. In die- 
sem Gesetz müssen auch 
Maßstäbe aufgestellt und 
formuliert werden, die die- 
jenigen einzuhalten haben, 
V als Einwanderer in die 
Bundesrepublik Deutsch- 
land kommen. 

Einen faulen Kompro- 
miss in der Renten- 

reform wird es mit uns 
nicht geben 

Wir haben Ihnen am 1. 
Juli dieses Jahres einen 
Brief geschrieben. In die- 
sem Brief werden fünf 
Punkte genannt, die wir zur 
Bedingung machen, wenn 
wir mit Ihnen eine Reform 
der Rentenversicherung an- 
gehen sollen. Diese fünf 
Punkte gelten weiter, da 

den keine weiteren Be- 
dingungen draufgesattelt, 
von diesen fünf Punkten 
werden wir aber auch nicht 
abgehen. Wir brauchen die 
private Vorsorge. Wir brau- 
chen eine gerechte Vertei- 
lung der Lasten aufgrund 
der demographischen Ent- 
wicklung auf die Schultern 
aller Generationen in 
Deutschland und nicht eine 
Verlagerung der Lasten aus- 
schließlich auf die Schul- 

tern der jungen Generation. 
Wir müssen uns darüber un- 
terhalten, wie der Beitrags- 
satz zur Rentenversiche- 
rung bei 20 Prozent stabili- 
siert werden kann. 

Wenn Sie bereit sind, 
sich auf den von uns vorge- 
schlagenen Weg einzulas- 
sen, Herr Bundeskanzler, 
können wir auch zu einem 
Konsens kommen. Einen 
faulen Kompromiss tragen 
wir allerdings nicht mit. 

Die brutalste Form der 
Selbstbeteiligung: der 
Leistungsausschluss 

Zum Schluss die Sanie- 
rung der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung in 
Deutschland: Herr Bundes- 
kanzler, das Zusammenwir- 
ken von demographischer 
Entwicklung und medizi- 
nisch-technischem Fort- 
schritt birgt für die gesetzli- 
che Krankenversicherung 
ein sehr hohes Kostenrisiko 
und kann geradezu zu einer 
Kostenexplosion führen. 
Die Unsicherheit hier ist 
wesentlich größer als die be- 
züglich der Rentenversi- 
cherung. Deswegen habe 
ich nur wenig Verständnis 
dafür, dass Sie erklärt ha- 
ben, in dieser Legislaturpe- 
riode werde die Reform des 
Gesundheitswesens nicht 
angegangen. 

Ich habe den Wahlkampf 
1998 noch in guter Erinne- 
rung. Dort haben Sie wegen 
Selbstbeteiligung und ver- 
schiedener Formen von Ei- 
genverantwortung massiv 
gegen die Union Politik ge- 
macht. 

Wie sieht denn die 
Wahrheit zwei Jahre später 
aus? Sie haben das eine oder 
andere zurückgenommen, 
so die Medikamentenzu- 
zahlungen um 1 oder 2 DM 
gekürzt. Mittlerweile müs- 
sen im Rahmen der Selbst- 
beteiligung aber mehr 
als ein Viertel der gesetz- 
lich Krankenversicherten 
in Deutschland bei Arz- 
neimitteln Zuzahlungen 
leisten, die wir ihnen in die- 
sem Umfang nie zugemutet 
hätten. 

Ein Drittel der Patienten 
erhält nach Stichprobenun- 
tersuchungen der gesetzli- 
chen Krankenversicherun- 
gen nicht die Leistungen, 
die sie medizinisch brau- 
chen. Ich sage Ihnen, Herr 
Bundeskanzler: Die brutal- 
ste Form der Selbstbeteili- 
gung ist der Leistungsaus- 
schluss, wie er gegenwärtig 
stattfindet. 

OiüH/J 

Den vollen Wortlaut 
der Rede des 

Fraktionsvorsitzenden 
finden Sie unter: 
www.   cducsu. 
bundestag.de 
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BUNDESFACHAUSSCHUSS  AUSSEN-   UND   SICHERHEITSPOLITIK: 

Die Zeit der Bruderkriege 
endgültig überwinden 

Der Vorsitzende des CDU- 
ßundesfachausschuss Au- 
ßen- und Sicherheitspolitik, 
Friedbert Pflüger, und das 
Mitglied des EU-Ausschus- 
ses des Deutschen Bundes- 
tages, Martina Krogmann, 
haben in Berlin den Be- 
schluss „Europa vereinigen 
- Chancen und Herausfor- 
derungen der EU-Erweite- 
rung" vorgestellt. 

„Wir glauben, dass die 
Öffnung der Europäischen 
Union nach Mittel- und Ost- 
europa die wichtigste und 
schwierigste Aufgabe der 
deutschen Europa- und 
Außenpolitik in den nächsten 
Jahren ist", erklärte Friedbert 
Pflüger. Nur wenige Ent- 
scheidungen hätten eine so 
weit reichende Bedeutung. Er 
betonte, es sei eine ungeheure 
Chance, alle Völker Europas 
zusammenzuführen und da- 
mit die Zeiten der Bruder- 
kriege in Europa endgültig zu 
überwinden. 

Die Osterweiterung werde 
in mehreren Wellen stattfin- 
den. In diesem Zusammen- 
hang stellte Pflüger klar, dass 
jedes beitrittswillige Land die 
Kopenhagener Kriterien er- 
füllen müsse. Parallel zu den 
Bemühungen  der  Beitritts- 

staaten habe die deutsche Po- 
litik die Aufgabe, die Men- 
schen von den Vorteilen der 
EU-Erweiterung zu überzeu- 
gen: Vor allem die „dauer- 
hafte Stabilität auf dem Kon- 
tinent" liege im deutschen In- 
teresse. Denn wie kein ande- 
res Land in Europa würden 
die Deutschen unter Kriegen 
und unter Instabilität leiden. 
Diese Einsicht sei eine der 
wesentlichen Triebfedern ge- 
wesen, warum Deutschland 
unter der Führung von Hel- 
mut Kohl „Motor" der eu- 
ropäischen Integration gewe- 
sen sei. Dadurch habe 
Deutschland einen „neuen 
guten Ruf in Mittel- und Ost- 
europa bekommen". 

Reformwille und 
Reformeifer dürfen nicht 

erlahmen 

Friedbert Pflüger wies 
darauf hin, dass unter der 
französischen Präsident- 
schaft mit Zustimmung der 
Deutschen inzwischen weder 
entschieden noch rasch genug 
gehandelt werde. „Man guckt 
in Paris und in Berlin auf das 
Wahljahr 2002, will sich vor- 
her in den wichtigen Kapiteln 

M. Krogmann F. Pflüger 

nicht festlegen". Demge- 
genüber sprach sich Pflüger 
dafür aus, auch die schwieri- 
gen Themen wie Freizügig- 
keit und Landwirtschaft un- 
abhängig von Wahldaten zu 
behandeln. Ansonsten be- 
stünde die Gefahr, dass der 
„Reformwille und der Refor- 
meifer" in diesen Ländern er- 
lahme: „Dann werden sich 
nationalistische und antieu- 
ropäische Kräfte durchset- 
zen". Die CDU habe die 
große Chance, dazu beizl, d 
gen, dass der von den Kom- 
munisten gespaltene Konti- 
nent heute wiedervereinigt 
werden könne. Dieses Ziel 
verfolge die Union seit Kon- 
rad Adenauer - bis heute. 

„Wir wollten mit dem Pa- 
pier den Startschuss geben für 
eine breite Debatte in der Par- 
tei und in der Öffentlichkeit 
über die Chancen und Heraus- 
forderungen der Osterweite- 
rung", betonte Martina Krog- 

8 • UID 39/2(X)() 



OST-   UND   MITTELDEUTSCHE   VEREINIGUNG 

ANGELA   MERKEL 

Vertriebenenpolitik ist ein Beitrag 
zur europäischen Einigung 

Im Anschluss an ein Ge- 
spräch mit dem Bundes- 
vorstand  der Ost- und 

itteldeutschen Vereini- 
gung der CDU (OM V) un- 
ter der Leitung des OMV- 
Vorsitzenden Helmut 
Sauer erklärte die Partei- 
vorsitzende: 

Die Vertriebenenver- 
bände haben sich mit ihrer 
Arbeit in der Vergangen- 
heit historische Verdienste 
erworben. Sie leisteten und 
leisten im Bereich der Inte- 
gration der Heimatvertrie- 
benen und Aussiedler Be- 
achtliches. In der Vertre- 
tung berechtigter Interes- 
sen und in der Pflege des 
kulturellen Erbes wird die 
CDU weiterhin ein verläss- 
licher Partner sein. 

Ich unterstütze nach- 
drücklich die Bemühungen 
des Bundes der Vertriebenen 
(BdV) zur Errichtung eines 
Zentrums gegen Vertrei- 
bung. Wenn sich deutsche 
Heimatvertriebene aus ihrer 

persönlichen Erfahrung her- 
aus international für die Äch- 
tung von Vertreibung und 
Gewalt einsetzen, so ist das 
ein zukunftsweisendes, un- 
terstützenswertes Konzept. 
Im Blick auf das sich verei- 
nigende Europa kommt ei- 
ner solchen Stiftung eine zu- 
nehmende Bedeutung zu. 

Die mehr als zögerliche 
Haltung der SPD-Minister- 
präsidenten und der Schrö- 
der-Regierung ist Ausdruck 
einer interessengesteuerten 
Vertriebenenpolitik. Dort, 
wo sich für Schröder eine 
Unterstützung in Wähler- 
stimmen umwandeln lässt, 
wirderaktiv.Woesaberum 
die Pflege von Kulturgut 
und Unterstützung deutsch- 
stämmiger Bevölkerungs- 
gruppen im Ausland geht, 
glänzt er mit finanziellen 
Kürzungen und Untätigkeit. 
Schröder geht es nicht um 
die Menschen, sondern nur 
um die Macht. Die Bundes- 
regierung ist aufgefordert, 

A. Merkel H. Sauer 

die Anliegen der Vertriebe- 
nen ernst zu nehmen, sie an- 
gemessen zu gewichten und 
nicht zum Spielball wahl- 
strategischer Auseinander- 
setzungen zu machen. 

In diesem Punkt zeigt 
sich einmal mehr, dass die 
führenden Sozialdemokra- 
ten zu Begriffen wie Hei- 
mat und Vaterland ein ge- 
brochenes Verhältnis ha- 
ben. Gerade in der Diskus- 
sion um die Erweiterung 
der Europäischen Union 
können die deutschen 
Volksgruppen und Minder- 
heiten gute Botschafter ei- 
nes vereinten Europas sein. 
So wie die OMV als Freund 
an der Seite der Vertriebe- 
nen steht, so steht die CDU 
an der Seite der OMV. 

mann. Es gebe „diffuse Äng- 
ste" in breiten Teilen der Öf- 
fentlichkeit in Bezug auf die- 
ses Thema. Diese Entwick- 
lung  sei  vor allem  darauf 

zurückzuführen, dass die 
Bundesregierung es versäumt 
habe, in den letzten Monaten 
eine öffentlichkeitswirksame 
Kampagne zu initiieren. 

•iHI.HHl 

Wortlaut der 
Beschlüsse: 

Dokumentation und 
www.cdu.de/infonet 
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'KURZ    &    BÜNDIG 

Bloße Ankündigung 
• Schon die bisherige Redu- 
zierung des Bundeswehrper- 
sonals hat lediglich dazu aus- 
gereicht, die tarifvertragli- 
chen Einkommensverbesse- 
rungen für die Soldaten und 
zivilen Mitarbeiter der Bun- 
deswehr zu finanzieren. Wie 
der Verteidigungsminister 
die voraussichtlichen Kosten 
des Personalabbaus in den 
nächsten zehn Jahren von 
über 500 Millionen Mark be- 
zahlen will, bleibt sein Ge- 
heimnis. Paul Breuer, vertei- 
digungspolitischer Sprecher 
der CDU/CSU: „Wie vieles 
andere bleiben deshalb wohl 
auch Scharpings Pläne, ca. 
10.000 Beamten der Bundes- 
wehr den goldenen Hand- 
schlag zu geben, nur bloße 
Ankündigung." 

Revolutionärer Schritt 
• Frankreich hat sich bisher 
vehement gegen die Öffnung 
des nationales Bahnnetzes 
gewehrt. Rot-Grün lehnt die 
Trennung von Netz und Be- 
trieb weiterhin ab. Für die 
CDU/CSU ist der Wettbe- 
werb auf der Schiene dieVor- 
aussetzung dafür, dass das 
System Schiene auf dem na- 
tionalen Verkehrsmarkt, 
auch im europäischen Ver- 
bund, Zukunft hat und einen 
angemessenen Anteil am 
Modal Split der Verkehrsträ- 
ger zurückgewinnt. Dirk Fi- 
scher und Eduard Lintner, 

zuständig in der CDU/CSU 
für Verkehr, zur Einigung im 
Vermittlungsverfahren von 
EU-Ministerrat und -Parla- 
ment sind sich mit der EU- 
Verkehrskommissarin de 
Palacio einig: „Der erste 
Schritt zur Schaffung einer 
wirklichen europäischen Ei- 
senbahn ist getan." 

Zum Beispiel Wasser 
• 520 Mitgliedsfirmen zählt 
der Verband unabhängig be- 
ratender Ingenieure und 
Consultants e.V. (VUBIC). 
Sie sind im In- und Ausland 
aktiv und erbringen Pla- 
ntings- und Beratungslei- 
stungen auf allen Gebieten 
der Technik und Wirtschaft. 
1999 erwirtschafteten sie mit 
ihren rund 40.000 Mitarbei- 
tern in Deutschland einen 
Honorarumsatz von ca. 6 
Milliarden Mark. Die damit 
vorbereiteten Investitionen 
in nationalen und internatio- 
nalen Projekten haben ein 
Volumen von rund 120 Mil- 
liarden Mark. Nach einem 
Gespräch zwischen dem 
Verband, vertreten durch sei- 
nen stellv. Vorstandsvorsit- 
zenden, Ulrich Welter, und 
dem Parlamentskreis Mittel- 
stand der CDU/CSU erklärte 
dessen Vorsitzender Hans- 
jürgen Doss: „Wir sind uns 
einig: Angesichts der 
schlechten Erfahrungen mit 
der Liberalisierung der Was- 
serwirtschaft in anderen eu- 

ropäischen Ländern muss 
vor einem solchen Schritt 
auch bei uns gewarnt wer- 
den." Gerade die mittelstän- 
disch geprägte Struktur der 
deutschen Wasserwirtschaft 
habe bisher den hohen Qua- 
litätsstandard unseres Was- 
sers garantiert. 

Im Vergleich zu hoch 
• Zu mehr Steuergerechtig- 
keit führt der Kompromiss in 
der Zinsbesteuerung, dem 
Luxemburg, Großbritannien 
und Österreich endlich zuge- 
stimmt haben. Zwei Bedin- 
gungen sind nach Meinung 
des wirtschaftspolitischen 
Sprechers der CDU/CSU 
aber noch zu erfüllen, bevor 
sich die Hoffnungen der EU- 
Finanzminister erfüllen. 
Gunnar Uldall: „• Auch für 
Steueroasen außerhalb der 
EU müssen künftig ver- 
gleichbare Regelungen gel- 
ten. • Die deutsche Zinsab- 
schlagsteuer von derzeit 30 
Prozent ist im EU-Vergle, d 
zu hoch und sollte auf 20 Pro- 
zent abgesenkt werden." 

Auch Anreize vorsehen 
• Mängel am Regierungs- 
entwurf einer Energiespar- 
verordnung hat der stellv. 
Vorsitzende der CDU/CSU, 
Klaus Lippold, festgestellt. 
Deren Regelungen sind nicht 
nur übertrieben bürokra- 
tisch. Sie setzen auch zu ein- 
seitig auf das ökologische 

10-UID 39/2000 



KURZ    &     BÜNDIG 

Bewusstsein der Bürger. Für 
die Zustimmung der CDU/ 
CSU „unabdingbare" Vor- 
aussetzung: Anreize durch 
Zinsbezuschussung und 
steuerliche Förderung vor al- 
lem für den Altbaubereich. 

Ins Trockene bringen 
\ ,Die rot-grüne Bundesre- 
gierung muss endlich Klar- 
heit darüber schaffen, wel- 
chen Anteil der Bund an der 
Finanzierung des Expo-De- 
fizits aufbringen wird." 
Nachdem der Bundesfinanz- 
minister Zusagen des Kanz- 
lers - zwei Drittel Bund, ein 
Drittel Land - in Frage ge- 
stellt hat, fordert der Vorsit- 
zende der CDU/CSU, Frie- 
drich Merz, die rot-grüne 
Bundesregierung auf, zu 
ihrem Wort zu stehen: „Die 
Expo ist eine nationale Ver- 
anstaltung gewesen, die ein 
tolerantes und weltoffenes 
Deutschland gezeigt hat. 
Man kann deshalb Nieder- 

hsen nicht im Regen ste- 
hen lassen." 

Gesetzesverletzung 
• Im demokratischen Staat 
entscheidet nur das dafür zu- 
ständige staatliche Organ 
darüber, wer als politisch 
verfolgt gilt und deshalb das 
Asylrecht für sich Anspruch 
nehmen kann. Wenn die 
Bundesjustizministerin jetzt 
das so genannte Kirchenasyl 
legalisieren will, fehlt dafür 

„jedwede Grundlage". Nor- 
bert Geis, rechtspolitischer 
Sprecher der CDU/CSU: 
„Zwar kann man einem Pfar- 
rer oder Mitgliedern einer 
Kirchengemeinde, die ille- 
galen Flüchtlingen Zuflucht 
gewähren oder sie vor dem 
Staat verborgen halten, ein 
ehrenwertes Motiv zu Gute 
halten. Sie untergraben da- 
mit jedoch in nicht hinzuneh- 
mender Weise das staatliche 
Verfahren." 

Volle Proportionalität 
• Mit wchsendem Befrem- 
den nimmt die CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion öffentli- 
che Äußerungen führender 
französischer Politiker gegen 
eine Berücksichtigung der 
Bevölkerungszahl bei Ab- 
stimmungen im EU-Mi- 
nisterrat zur Kenntnis. Über 
20 Millionen Bürger unbe- 
rücksichtigt lassen, ist eine 
Einschränkung des Demo- 
kratieprinzips. Peter Hintze, 
europapolitischer Sprecher 
der CDU/CSU: „Der Über- 
gang vom Einstimmigkeits- 
zwang zu Mehrheitsabstim- 
mungen im Ministerrat ist für 
uns der wichtigste Tagesord- 
nungspunkt des Europäi- 
schen Rats in Nizza. Ohne ihn 
wird sich weder die Osterwei- 
terung noch die Stärkung des 
Euroa meistern lassen. Un- 
sere Forderung: Volle Pro- 
porlionalität-bei vier Grund- 
mandaten für jedes Land, da- 

mit jede Wählerstimme glei- 
ches Gewicht hat." 

Eigentor von Pro 7 
• Was Pro 7 in der Ingo Apelt 
Show zum Thema Was wir an 
Kindern mögen und was wir 
an ihnen hassen am 
23. September als Unterhal- 
tung präsentierte, ist ein 
neuer Tiefpunkt der an Zu- 
mutungen nicht eben armen 
Fernsehunterhaltung und 
wirft ein grelles Licht auf Art 
und Mittel, mit denen die 
boomende Sparte Comedy 
mit Inhalten versorgt wird. 

Wenn Puppen in der 
Größe von Säuglingen erst 
mit Namen vorgestellt wer- 
den, um dann mit ihnen ein 
Torwandschießen zu ver- 
anstalten, werden sicher 
nicht nur Geschmacksgren- 
zen überschritten, sondern 
Verhaltcnsmuster insze- 
niert, über deren verhee- 
rende Wirkung es im Kon- 
text von Kindesmisshand- 
lungen kaum Zweifel geben 
kann. Norbert Lammert, kul- 
tur- und medienpolitischer 
Sprecher der CDU/ CSU: 
„Dass ein Sender die eigene 
geschmackliche Entgleisung 
einsieht, verdient Respekt. 
Dass die Programmverant- 
wortlichen die Sendung ab- 
setzen, lässt hoffen, dass 
endlich ein Nachdenken 
über mögliche und unmögli- 
che Inhalte bei der Fernse- 
hunterhaltung einsetzt." UD 
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1 K RAFT-WäRME-KOPPLUNG 

HARTMUT   SCHAUERTE   UND   CHRISTIAN   RUCK: 

Augenwischerei bei „schmutzigem Strom" 
Zur wettbewerbsnahen, 
marktwirtschaftlichen 
und innovationsfreundli- 
chen Förderung der 
Kraft-Wärme-Kopplung 
erklärten der Berichter- 
statter für Fragen des 
Wettbewerbs- und Kar- 
tellrechts der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, und 
der umweltpolitische 
Sprecher der CSU-Lan- 
desgruppe im Deutschen 
Bundestag: 

Es zeichnet sich immer 
mehr ab, dass die rot-grüne 
Bundesregierung mit gesetz- 
geberischen Schritten wie 
Stromsteuern, ökologisch 
unsinnigem Kernenergie- 
Ausstieg, Erneuerbare-Ener- 
gien-Gesetz (EEG) und 
KWK-Vorschaltgesetz die 
Früchte der Liberalisierung 
der alten Regierung zu La- 
sten der privaten Verbrau- 
cher und der Wirtschaft wie- 
der einsammeln will. Bun- 
deswirtschaftsminister Mül- 
ler scheint fest entschlossen, 
den Import von so genanntem 
„schmutzigen Strom" zu ver- 
bieten und so den deutschen 
Strommarkt abzuschotten - 
ein technisch wie europa- 
rechtlich gänzlich undurch- 
führbares Unterfangen. 

Der Wettstreit um immer 
schnelleres Drehen der In- 

terventionsspirale wird von 
derrot-grünen Bundesregie- 
rung weiter angetrieben. 
Der jetzigen Bundesregie- 
rung fehlt in der Energiepo- 
litik eine klare ordnungspo- 
litische und marktwirt- 
schaftliche Ausrichtung. 

Als ob die Liste der 
Zumutungen für Verbrau- 
cher und Wirtschaft nicht 
bereits lang genug wäre, 
will das Wirtschaftsmini- 
sterium nach dem Scheitern 
des Kanzlergesprächs mit 
den Energieunternehmen 
bis Jahresende in der Nach- 
folge des KWK-Vorschalt- 
gesetzes Eckpunkte der ge- 
planten neuen Quotenrege- 
lung für die Kraft-Wärme- 
Kopplung vorlegen und da- 
mit weiter an der Interventi- 
onsschranke drehen. 

In ihrem Gegenkon- 
zept zur wettbewerbsnahen, 
marktwirtschaftlichen und 
innovationsfreundlichen 
Förderung der Kraft-Wär- 
me-Kopplung legt die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
demgegenüber folgenden 
Forderungskatalog vor: 
• Aufgabe der Pläne zum 
Ausbau der Kraft-Wärme- 
Kopplung mittels Quoten-/ 
Zertifikatshandel. 
• Keine starren Zielvorga- 
ben wie die Verdopplung 

der gekoppelten Stromer- 
zeugung als staatlicher 
Handlungsauftrag. 
• Keine weitere Belastung 
der  Verbraucher  und   der 
Wirtschaft   durch   zusä,7 / 
liehe   KWK-Subventionie- 
rungen. 
• Planungssicherheit für 
kommunale und private 
Energieunternehmen bei der 
Entwicklung wirtschaftlich 
und ökologisch nachhaltiger 
Energieerzeugung. 
• Die Förderung existieren- 
der KWK-Anlagen ist so zu 
ändern, dass diese an ökolo- 
gische Kriterien (z.B. Mo- 
natsnutzungsgrad von min- 
destens 60% bei monatli- 
cher Abrechnung) gebun- 
den sowie zeitlich befristet 
und degressiv ausgestaltet 
werden, damit veraltete 
KWK-Anlagen nicht zu La- 
sten der Umwelt und i $ 
Stromkunden künstlich län- 
ger betrieben werden. 

Der ausführliche 
Entschließungsantrag 

„Kraft-Wärme-Kopplung 
im Wettbewerb stärken" 
der CDU/CSU-Bundes- 

tagsfraktion kann 
über die Pressestelle der 
CDU/CSU-Bundestags- 

fraktion bezogen werden: 
0 30/22 75 23 60 
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DIE ABGEORDNETEN WOLFGANG BöRNSEN, GUNNAR ULDALL U. A. FORDERN: 

Herstellung fairen Wettbewerbs in der EU 
für die deutsche Werftindustrie 

• Der Marktanteil süd- 
koreanischer Werften am 
Welthandelsschiffbau   hat 

[ ;h nach Darstellung der 
von der EU-Kommission 
vorgelegten drei Marktbe- 
richte deutlich weiter er- 
höht und betrug in den er- 
sten acht Monaten des Jah- 
res 2000 auf Basis der ge- 
wichteten Schiffstonnage 
(CGT) über 40%. Im 
Marktsegment der Contai- 
nerschiffe, dem wichtig- 
sten Volumenmarkt eu- 
ropäischer Werften, stieg 
der Marktanteil Koreas auf 
über 60%, im Bereich der 
Großcontainerschiffe so- 
gar auf 80%. 
• Die EU-Kommission be- 
stätigt in ihrem „Dritten 
Bericht der Kommission an 

V n Rat zur Lage des Welt- 
marktes im Schiffbausek- 
tor", dass koreanische 
Werften ihre Akquisitions- 
erfolge durch Abschlüsse 
zu nicht kostendeckenden 
Preisen erzielten. 
• Die südkoreanische Re- 
gierung sah sich bisher 
nicht in der Lage, die Maß- 
nahmen im Rahmen der 
„Agreed minutes" gegenü- 
ber den koreanischen Un- 
ternehmen durchzusetzen. 

• Um dem laufenden Ver- 
fahren zur Durchsetzung 
der Forderung nach markt- 
wirtschaftlichen Verhalts- 
weisen in Südkorea Nach- 
druck zu verleihen, ist das 
Instrument der Abwehrbei- 
hilfen innerhalb der EU bis 
zur Herstellung fairer 
Wettbewerbsbedingungen 
aufrecht zu erhalten. 

Der Deutsche Bundestag 
soll die Bundesregierung 
auffordern, durch sofor- 
tige effektive Maßnah- 
men bei der EU-Kom- 
mission in Brüssel dar- 
auf zu drängen, dass: 

• diese den ihr vom Mini- 
sterrat im November 1999 
erteilten Verhandlungs- 
auftrag mit der südkoreani- 
schen Regierung nach- 
drücklich und energisch 
weiterführt, 
• die getroffenen Verein- 
barungen der „Agreed 
minutes" von der koreani- 
schen Regierung eingefor- 
dert werden, damit korea- 
nischen Werften keine 
Wettbewerbsvorteile von 
staatlicher Seite gewährt 
werden, 
• entsprechend dem „Drit- 

ten Bericht der Kommis- 
sion an den Rat zur Lage 
des Weltmarktes im Schiff- 
bausektor" vom 15. No- 
vember 2000 bis zur 
Klärung in bilateralen Ver- 
handlungen oder auf dem 
Klageweg vor der WTO die 
bewährten Abwehrinstru- 
mente zum Schutz der EU- 
Werftindustrie aufrecht er- 
halten bleiben, 
• die Verordnung 1540/98 
des Rates zur Beihilfege- 
währung für Neu- und Um- 
bauten von Schiffen inner- 
halb der EU bis zur Her- 
stellung fairer Wettbe- 
werbsbedingungen verlän- 
gert wird. 

Dieser Antrags-Entwurf 
sollte ursprünglich zur 
Sitzung des europäi- 
schen Ministerrats am 
5. Dezember im Wirt- 
schaftsausschusss des 
Deutschen Bundestags 
unterstützt werden. Da 
der Wirtschaftsaus- 
schuss erst am 6. De- 
zember tagte, kam die 
Entschließung zu spät. 
Die CDU/CSV-Bundes- 
tagsfraktion wird den 
Entwurf erneut ein- 
bringen. 
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AUFGELESEN 

SPD-FINANZEN 

Bauernschlau 

Die SPD ver/iöV; sich be- 
züglich ihres Unternehmens- 
vermögens so wie ein Bauer, 
der von seinen „steinigen 
Äckern" spricht, die längst 
Bauland sind und durch de- 
ren einfallsreiche Verwer- 
tung der Eigentümer seinen 
Hof aufpoliert. Mit 17,8 Mil- 
lionen Mark stehen die 
Druckereien und Verlage der 
SPD in der „öffentlichen Re- 
chenschaft", ihr gegenwärti- 
ger Wert wird jedoch von 
Fachleuten auf eine his gar 
auf drei Milliarden Mark ge- 
schätzt. So hat es das Partei- 
engesetz mit der „Buch- 
führung unter Berücksichti- 
gung des Gesetzeszweckes" 
nicht gemeint. Was dieses 
Verfahren für die politische 
Ehrlichkeit bedeutet, läßt sk h 
an einer Gegenüberstellung 
dessen ablesen, was die SPD 
der hessischen CDU ankrei- 
det. Diese habe ihren Wahl- 
kampf zum Teil aus unausge- 
wiesenem Vennögen finan- 
ziert, lautet der rot-grüne 
Vorwurf.   Die  SPD jedoch 

„ saldiert" Unternehmens- 
einnahmen mit Hausbauko- 
sten - im Volksmund: rechnet 
ihr Vermögen klein - und gibt 
sich nach außen als beschei- 
dener Verein, während sie in 
Wirklichkeit für ihre Partei- 
arbeit aus dem vollem 
schöpft. 

Frankfurter Allgemeine 

Hinter Schleiern 

Wer je nach Beispielen 
dafür suchte, wie egal einer 
deutschen Partei das Trans- 
parenzgebot des Grundgeset- 
zes wirklich ist, wurde von der 
SPD-Schatzmeisterin gut be- 
dient. Äußerst kreativ ist die 
Art und Weise, wie ihre Par- 
tei das Unternehmensimpe- 
rium organisiert, bemerkens- 
wert auch die Chuzpe, mit der 
sie treuherzig versichert, al- 
les ginge mit rechten Dingen 
zu. Die sozialdemokratische 
Grundidee in Sachen Partei- 
vermögen ist ebenso einfach 
wie anmaßend: Die Partei ist 
an Dutzenden von Firmen be- 
teiligt, einige gehören ihr so- 
garganz und gar, ihre Schatz- 
meisterin sitzt für sie als 
Treuhänderin in den Gesell- 
schafterversammlungen, die 

Gewinne schöpft sie ab - aber 
sie will der Öffentlichkeit 
weismachen, sie habe mit den 
Unternehmen nichts, ab*e' 
auch gar nichts zu tun. Zu- 
mindest war sie in all ihren 
Zeitungshäusern, Drucke- 
reien, Agenturen und Verwal- 
tungsgesellschaften niemals 
unternehmerisch tätig. Zu- 
dem organisiert sie sich ihre 
eigene Wirtschaftsprüfer- 
firma, die ihr dann korrektes 
Verhalten testiert. Damit 
diese heikle Konstruktion in 
der von Parteispendenskan- 
dalen sensibilisierten Öjfent- 
li( like it Bestand hat, wird viel 
getan: Keiner bekommt die 
Akten zu sehen, Geschäftsab- 
schlüsse werden nicht veröf- 
fentlicht, noch nicht einmal 
die Mitglieder des zentralen 
SPD-Kontrollorgans „Tref 
handaufsichtsrat" dürfen pu- 
blik werden. Dazu gehört 
natürlich auch, die Erträge 
unterschiedlicher Einnahme- 
quellen so lange mit anderen 
Ausgaben zu verrechnen, 
bis nur noch ein Handgeld 
übrig bleibt, das dann in 
den Rechenschaftsberichten 
auftaucht. Parteiengesetz ? 
Grundgesetz? Diese Partei 
ist sich selbst Gesetz genug. 
Ehrenwort! Die Welt 
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Politisch unsauber 

\_ Wenn eine ihrer Dachge- 
sellschaften im Wahljahr 
1998über 18Millionen Mark 
an die Partei überweist, liegt 
es nahe, dahinter eine Fi- 
nanzspritze für den teuren 
Wahlkampf ZM vermuten. Ein 
direkter Einfluss der SPD- 
Führung auf die 27 Betriebe 
ihrer Holdings ist weder 
nachweisbar noch notwen- 
dig. Es reicht ja, dass Wettig- 
Danielmeier als Schatzmei- 
sterin der Partei und als 
Treuhänderin des Unterneh- 
mensbereiches eine Doppel- 
rolle hat und bei Bedarf die 
Hüte wechseln kann. Die 
komplizierte Konstruktioi i 
der    sozialdemokratischen 

y Heiligungen mag rechtlich 
einwandfrei sein, politisch 
sauber ist sie nicht. 

Berliner Zeitung 

ROT-GRUN 

Im Stau 

Das Gezerre zwischen 
SPD und Grünen in der Ber- 
liner    Regierungskoalition 

wird langsam so nervtötend 
wie die stündigen Streite- 
reien zwischen Union und 
FDP in den letzten Jahren 
der Regierung Kohl. Rot- 
Grün wirkt zurzeit wie 
gelähmt. Bisher hatte es 
Kanzler Schröder immer 
verstanden, bei Koalitions- 
krisen den Grünen den 
schwarzen Peter zuzuschrei- 
ben, sie als Querulanten und 
Amateure erscheinen zu las- 
sen. Bei der Entfernungs- 
pauschale wird ihm das erst- 
mals nicht gelingen. Denn 
die Grünen haben Recht. Er- 
stens in der Form: Schröder 
hatte eine Gleichbehand- 
lung von Autofahrern und 
Bahn- und Busfahrern ver- 
sprochen, sein Kungelkom- 
promiss mit den SPD-Mini- 
sterpräsidenten zugunsten 
der Autofahrer widerspricht 
dem gemeinsamen Willen 
der Koalition. Und zweitens 
haben die Grünen auch in 
der Sache Recht. Wer um- 
weltfreundliche Politik ma- 
chen will, muss die krisenge- 
plagte Bahn stärken. Der er- 
ste Schritt dazu wäre eine 
Entfernungspauschale für 
Pendler, die Bahnfähren at- 
traktiv macht. 

Bild am Sonntag 

KARLSRUHE 

Warum Umzug? 

Es gibt keinen vernünfti- 
gen Grund, weshalb das Ver- 
fassungsgericht nach Berlin 
oder in die unmittelbare Um- 
gebung von Berlin ziehen 
sollte. Es hätte nach der deut- 
schen Einigung schon gute 
Gründe gegeben, dass eines 
der beiden Karlsruher Bun- 
desgerichte in die neuen Län- 
dergezogen wäre. Nicht Ber- 
lin, wohl aber andere Regio- 
nen in den neuen Ländern 
könnten die Aufwertung 
durchaus gebrauchen, die mit 
der Ansiedlung eines wichti- 
gen Gerichts ebenso verbun- 
den ist wie mit der Ansiedlung 
eines Unternehmens. Vor al- 
lem aber würde es den Rich- 
tern nichts schaden, wenn sie 
im Alltag den etwas raueren 
Wind kennen lernen würden, 
der in den neuen Ländern mit 
den dort eigenen Problemen 
weht. Man merkt manchen 
Karlsruher Entscheidungen 
an, dass sie in einem 
Schonklima entstanden sind. 
Aber wer will schon nach 
Leipzig ? Stuttgarter Zeitung 
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"CDUMECKLENBURG-VORPOMMERN 

ZUKUNFTSOFFENSIVE    VORGESTELLT 

Unsere Vorstellungen liegen auf dem Tisch. 
Jetzt öffentlich darüber diskutieren! 

Unter der Überschrift 
„Politik gestalten - 
Mecklenburg-Vorpom- 
mern voran bringen" hat 
die CDU Mecklenburg- 
Vorpommern ihre Zu- 
kunftsoffensive ins Inter- 
net eingestellt. Damit lädt 
die CDU Mecklenburg- 
Vorpommern Institutio- 
nen, Verbände, Vereine 
und Bürger zur Diskus- 
sion über die künftigen 
Schwerpunkte der Lan- 
despolitik ein. 

Das Land im Nordosten 
der Bundesrepublik steht vor 
enormen Herausforderun- 
gen. Um die Chancen und 
Perspektiven zu ergreifen, ist 
eine zupackende Landespo- 
litik notwendig, dieengagiert 
und durchsetzungsstark die 
Interessen des Landes ver- 
tritt. Denn wer Zukunft für 
Mecklenburg-Vorpommern 
im föderalen System der 
Bundesrepublik Deutsch- 
land und als eigenständige 
Region innerhalb der eu- 
ropäischen Union will, muss 
zu einer gemeinsamen Kraft- 
anstrengung bereit sein. 

Die Landesvorsitzende, 
Steffie Schnoor, machte 
deutlich, dass die CDU nach 
der Landtagswahl 2002 wie- 

der stärkste politische Kraft 
im Land sein wolle. Deshalb 
beginne man mit der Vor- 
lage der Zukunftsoffensive 
in der Mitte der Legislatur- 
periode die Diskussion über 
die Schwerpunkte des 
Wahlprogramms der CDU 
für die Landtagswahl. Dies 
werde mit dazu beitragen, 
dass die Menschen in der 
CDU die klare Alternative 
zu SPD/PDS erkennen. 
Über die Zukunftsoffensive 
solle in der Partei, mit Ver- 
bänden und Vereinen und 
mit den Bürgerinnen und 
Bürgern diskutiert werden. 

Menschen begeistern 

Schwerpunkt der Arbeit 
der CDU wird es sein, mehr 
Menschen für Mecklenburg- 
Vorpommern zu begeistern. 
So soll das Land gerade für 
junge Menschen attraktiver 
werden. Dazu werden eine 
ganze Reihe von Maßnah- 
men vorgeschlagen, die neue 
Schwerpunktsetzungen im 
Landeshaushalt notwendig 
werden lassen. 

So solle der erste Ar- 
beitsmarkt wieder Priorität 
erhalten. In der Bildungspo- 

litik schlägt die CDU eine 
Herabsetzung der Klassen- 
frequenzen, eine bessere 
Ausstattung der Schulde 
und eine stärkere Differen- 
zierung der Schulträger vor. 
Das Abitur nach 12 Jahren 
und zentrale Prüfungsvor- 
gaben in allen Schultypen 
sind für die Landespartei 
selbstverständlich. Um den 
Universitäten und Fach- 
hochschulen Freiräume zu 
geben, sollen diese weitge- 
hende Autonomie erhalten. 
Daneben soll ein Landes- 
preis für hervorragende wis- 
senschaftliche Ergebnisse, 
die zur Wertschöpfung im 
Land beitragen, in Höhe von 
1 Mio. DM gestiftet werden. 

Durch eine höhere Prä- 
senz der Polizei vor Ort soll 
die innere Sicherheit veer 
bessert werden. Daneben 
will die CDU die geschlos- 
sene Unterbringung durch- 
setzen, Jugendarreststrafen 
verschärfen und dafür sor- 
gen, daß jugendliche Ge- 
walttäter zwischen 18 und 
21 nach Erwachsenenstraf- 
recht behandelt werden. 

t,UI.UUM 

Wortlaut der 
Zukunftsoffensive: 

www.cdu-mv.de 
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CDU   BERLIN ' 

21.   LANDESPARTEITAG 

„Zukunft Mitte" - Zeichen gesetzt und 
unsern Standpunkt verdeutlicht 

Mit einem Inhalts-Partei- 
tag unter dem Motto „Zu- 
kunft Mitte" rundete der 

\ andesverband Berlin das 
politische Jahr im Berliner 
ICC ab. Trotz aller Tur- 
bulenzen ein sehr erfolg- 
reiches Jahr für die 
Hauptstadt-Union. 

Mit dem Parteitag wurde 
gleichzeitig die sechsmona- 
tige Mitglieder-Werbeaktion 
abgeschlossen und die erfolg- 
reichsten Ortsverbände prä- 
miert. Seit Anfang Juli konnte 
die Berliner CDU über 1300 
Neumitglieder werben, was 
von Generalsekretär Ingo 
Schmitt als klare Bestätigung 
des Erfolgskurses gewertet 
wurde, 

Zu Gast war nicht nur An- 
gela Merkel, die nach ihrer 

( rundsatzredegroßen Beifall 
von den 400 Delegierten und 
zahlreichen Gästen erhielt. 
An der anschließenden Podi- 
umsdiskussion zum Partei- 
tagsthema nahmen unter an- 
derem der bekannte Histori- 
ker und Publizist Prof. Arnulf 
Baring, der Vorsitzende der 
Jüdischen Gemeinde zu Ber- 
lin, Andreas Nachama, sowie 
Vertreter der Evangelischen 
Kirche und des Landessport- 
bundes teil. 

Unter Leitung des Ber- 
liner CDU-Fraktionsvorsit- 
zenden, Klaus Landowsky, 
wurde intensiv über die Posi- 
tion der gesellschaftlichen 
Mitte und deren Abgrenzung 
gegenüber Radikalen jeder 
Coleur diskutiert. Damit ver- 
bunden war auch eine sehr 
sachliche Aussprache über 
den Begriff der „Deutschen 
Leitkultur". Kritisiert wurde 
in diesem Zusammenhang 
der gegenwärtige Versuch 
der politischen Linken, Be- 
griffe und Diskussionen zu 

vereinnahmen oder mit Ta- 
bus zu belegen. 

„Die aktuellen Probleme 
unseres Landes müssen in der 
politischen Mitte diskutiert 
und Lösungen dort gefunden 
werden", so der Berliner Lan- 
desvorsitzende und Regie- 
rende Bürgermeister, Eber- 
hard Diepgen. „Mit diesem 
Parteitag wollen wir ein Zei- 
chen setzen und unseren 
Standpunkt verdeutlichen: 
Mit Extremisten von rechts 
und von links ist kein Staat zu 
machen." 

BUCHTIPP 

Karl-Heinz Hornhues: 
Deutschland einig 

Vaterland...! - meine 
Fußnoten zur 

Deutschen Einheit 

„Keine politischen Enthül- 
lungsgeschichten, sondern 
ein diskreter Blick hinter die 
Kulissen der Deutschen 
Einheit." Mit diesem Satz 
beschrieb Lothar de Mai- 
ziere, letzter Ministerpräsi- 
dent der DDR, das Buch des 
Osnabrücker CDU-Bun- 
destagsabgeordneten Karl- 
Heinz Hornhues „Deutsch- 
land einig Vaterland...!" Als 

stellvertretender Vorsitzen- 
der der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion war Karl-Heinz 
Hornhues 1989/1990 insbe- 
sondere mit der Außen- und 
Sicherheitspolitik betraut 
und damit aktiv in die Ge- 
staltung der Deutschen Ein- 
heit mit eingebunden. 
In seinem ca. 200-seitigem 
Buch beschreibt der enga- 
gierte Außenpolitiker die ra- 
santen politischen Umwäl- 
zungen zwischen Oktober 
1989 und Oktober 1990 und 
gewährt einen seltenen 
Blick „hinter die politischen 
Kulissen". 
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1 KONRAD-ADENAUER-STIFTUN G 

125   JAHRE   KONRAD   ADENAUER 

Staatsmann von europäischem Rang, 
Persönlichkeit von geschichtlicher Größe 

Der „Alte" hieß er schon zu 
Lebzeiten. Und er ist im- 
mer noch ganz schön aktu- 
ell, Konrad Adenauer 
(1876-1967), der erste 
Kanzler (1949-1963) der 
Bundesrepublik Deutsch- 
land. Selbst junge Leute 
finden Spaß an ihm. Rich- 
tig „kultig" sieht er aus im 
neuen Logo der KAS. 

Am 5. Januar 2001 jährt 
sich der Geburtstag Konrad 
Adenauers zum 125. Mal. 
Grundlegende Weichenstel- 
lungen seiner Kanzlerschaft 
bestimmen bis heute die in- 
nere Struktur und außenpoli- 
tische Orientierung der Bun- 
desrepublik Deutschland. Er 
gilt als „Architekt der Bun- 
desrepublik Deutschland, als 
Staatsmann von europäi- 
schem Rang und Persönlich- 
keit von geschichtlicher Grö- 
ße" (Willy Brandt, 1967). 

Seine Leistungen können 
sich sehen lassen: Förderung 
des sozialen Wohnungsbaus, 
Montanmitbestimmung, 
Betriebsverfassungsgesetz, 
Bausparprämiengesetz, Kin- 
dergeld, Dynamisierung der 
Rente, Sparprämiengesetz, 
Ausgabe von Volksaktien, 
Gesetz über Vermögensbil- 
dung in Arbeitnehmerhand, 
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KONRAD-ADENAUER-STIFTUNG 

Bundessozialhilfegesetz, 
Lohnfortzahlung im Krank- 
heitsfall - alles Adenauer. 
Der Eintritt der Bundesrepu- 
blik in den Kreis der westli- 
chen Demokratien, das eu- 
ropäische Einigungswerk 
und die deutsch-französi sehe 

.Aussöhnung - Adenauer, 
\_ ienauer, Adenauer. Der 

Wiederaufbau Westdeutsch- 
lands, die Entscheidung für 
die Soziale Marktwirtschaft, 
die Bewältigung der Kriegs- 
folgelasten - alles unter 
Adenauers Kanzlerschaft. 
Die CDU, 1945 aus einer 
spontanen Gründungswelle 
hervorgegangen, stieg mit 
Adenauer als „Kanzlerpar- 
tei" auf zur erfolgreichsten 
Regierungspartei Deutsch- 
lands. Sie hat mit Adenauer 
dazu beigetragen, dass wir 
eine stabile Demokratie in 
Deutschland haben. 

Und auch das ist 
Adenauer 

„Das deutsche Volk" - er- 
klärte er wenige Wochen 
nach seiner Wahl 1949 in ei- 
nem Interview - „ist gewillt, 
das Unrecht, das in seinem 
Namen durch ein verbreche- 
risches Regime an den Juden 
verübt wurde, so weit wie- 
dergutzumachen, wie dies 
nur möglich ist, nachdem 
Millionen Leben unwieder- 
bringlich vernichtet sind." 

Adenauer wareinGlücks- 
fall für Deutschland nach der 
Katastrophe des National- 
sozialismus. Er brachte po- 
litische Erfahrung mit aus 
drei Epochen deutscher 
Geschichte, als er Kanzler 
wurde, und er zog daraus 
Lehren für die Zukunft der 
Deutschen. Er hatte den Un- 
tergang des Bismarckreiches 
erlebt, das Scheitern der Wei- 
marer Republik, die Un- 
rechtsherrschaft des Natio- 
nalsozialismus, den Wahn- 
sinn des „totalen Krieges", 
Zerstörung und Niederlage, 
Besatzung und maßloses 
Elend. Er selbst hatte unter 
den Nazis Ausgrenzung und 
Verfolgung erfahren. 

Schule Stadtpolitik 

Als Beigeordneter 
(1906-1917) und langjäh- 
riger Oberbürgermeister 
(1917-1933) seiner Heimat- 
stadt Köln hatte Adenauer 
eine praktische Schule der 
Politik durchlaufen. Er war 
zugleich, als Repräsentant ei- 
ner Großstadt und Präsident 
des Preußischen Staatsrates 
(1921 -1933), in die „große" 
Politik hineingewachsen. 
Als Kanzler und Partei vorsit- 
zender pflegte er die Tätig- 
keit auf kommunaler Ebene 
als „beste Schule für junge 
Politiker" zu bezeichnen. 
Dort werde Demokratie ganz 

praktisch 
erfah- 
ren. Er 
lege 
„größ- 
ten Wert 
darauf, 
dass diejeni- 
gen, die in die größere Politik 
gehen wollen, zuerst einmal 
anfangen sollen bei der klei- 
nen, d.h. bei der kommuna- 
len Selbstverwaltung". 

Ganz schön aktuell, der 
„alte" Adenauer. Und darauf 
bauen wir auf. 

Zukunft ist Herkunft. Al- 
les Gegenwärtige hat Vor- 
aussetzungen. Politik kann 
Zukunft erfolgreich nur ge- 
stalten, wenn sie die Voraus- 
setzungen   der   Gegenwart 
kennt.   Die   Konrad-Aden- 
auer-Stiftung wird im Aden- 
auer-Jahr   2001   mit   einer 
Reihe von Veranstaltungen 
das Leben und Werk Konrad 
Adenauers würdigen. 

Informationen und 
Materialien stehen 
im Internet unter 

www.kas.de 
zur Verfügung. 

Buchtipp: 
Konrad Adenauer: Die 
Demokratie ist für uns 
eine Weltanschauung. 
Reden und Gespräche 

1946 - 1967. 
Hrsg. v. Felix Becker. 

Böhlau Verlag 
Köln-Weimar-Wien 

1998 
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INTERNET 

HOMEPAGE   FüR   ALLE   VERBäNDE 

Jetzt kostenlos testen 
„Eine eigene Homepage 
ist aufwendig, kompli- 
ziert und teuer. Das lohnt 
sich für uns nicht!" Die- 
ser Standpunkt war bis 
vor kurzem noch weit 
verbreitet. Mittlerweile 
hat sich das jedoch ge- 
ändert. Zwar wird auch 
die Wahl 2002 im Netz 
noch nicht gewonnen, sie 
kann dort aber verloren 
werden. 

Für die CDU ist es wich- 
tig, auf allen Ebenen online 
präsent zu sein. Denn im- 
mer mehr Menschen im In- 
ternet interessieren sich für 
Politik und für die Auftritte 
und Äußerungen der Par- 
teien. Daher plant die CDU- 
Bundesgeschäftsstelle zu- 
sammen mit der Firma IN- 
TECH-Werbedesign, alle 
CDU-Verbände ins Internet 
zu bringen. Anfang des 
kommenden Jahres werden 
automatisch alle Stadt-, Ge- 
meinde- und Ortsverbände 
mit Standard-Seiten ins In- 
ternet gebracht. Die Ver- 
bände können das Angebot 
dann testen und sich für 
oder gegen eine Übernahme 
der Seiten entscheiden. 

Das System der Firma 
INTECH ermöglicht die 
Erstellung und Pflege eige- 
ner   Internet-Seiten   ganz 

ohne Programmierkennt- 
nisse. Wie so ein Auftritt 
aussehen kann, können Sie 
unter www.musterstadt. 
cdu.de begutachten. Dort 
haben wir den fiktiven 
Stadtverband Musterstadt 
mit eigenen Internet-Seiten 
ins Netz gebracht. Neben ei- 
nigen Erläuterungen zum 
Angebot   der   Bundesge- 

ster angewiesen sind. Bei 
dem von der Bundesge- 
schäftsstelle in Koopera- 
tion mit INTECH erstellten 
Angebot entstehen pro Jahr 
Kosten von 300,- D?ie 
Diese Bedingungen gelten 
auch für die Vereinigungen 
und CDU-Kandidaten. Auf 
einzelnen Seiten innerhalb 
des Auftrittes können zen- 

SCHON   HEUTE   INS   INTERNET? 

Kein Problem! Nehmen Sie teil! 
Besuchen Sie die Seite 
www.musterstadt.cdu.de. 
Dort erfahren Sie mehr über 
das Angebot der CDU-Bun- 
desgeschäftsstelle. Sie kön- 
nen das angebotene Redak- 
tionsprogramm unverbind- 
lich testen und haben noch 
bis Ende Dezember die 
Möglichkeit, als „Pionier- 
Verband" an dem Service 

schäftsstelle finden Sie un- 
ter dieser Adresse auch all- 
gemeine Tipps für einen ge- 
lungenen Internet-Auftritt. 

Das einfach zu bedien- 
ende Redaktionssystem 
der Firma INTECH ist hilf- 
reich, da die Verbände so 
bei der Aktualisierung 
nicht auf externe Dienstlei- 

teilzunehmen. Kostenlos 
können Sie dabei für acht 
Wochen eigene Internet- 
Seiten für Ihren Verband 
autbauen und pflegen. Erst 
anschließend müssen Sie 
entscheiden, ob dieses An- 
gebot für Ihren Verband das 
richtige ist. Für Rückfragen 
nutzen Sie bitte die E-Maidc 
Adresse: CDUnet@cdu.de 

tral Informationen aus der 
Bundesgeschäftsstelle und 
den jeweiligen Landesge- 
schäftsstellen eingestellt 
werden. So enthalten die 
Seiten stets tagesaktuelle 
Neuigkeiten und sind eine 
attraktive Anlaufstelle für 
interessierte Bürger im 
Netz. UD 
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IDEEN BöRSE ' 

Die CDU Erftkreis hat unter dem 
Titel „CDU Erftkreis - Partei- 

reformen in den 90 Jahren" eine wis- 
senschaftliche Studie in Form einer 
umfangreichen Broschüre vorgelegt. 
Der größte Reformschritt war die 
Umwandlung von der sogenannten 
„Gremienpartei" in eine „Mitglie- 
derpartei": Alle Delegiertensysteme 

V^ rden abgeschafft. Ein weiteres, 
positives Ergebnis ist die Ämterbe- 
grenzung. Es ist der CDU Erftkreis 
gelungen, mit einer „3-Ämter-Rege- 
lung", d.h. jedes Mitglied kann ma- 
ximal 3 Ämter bekleiden, die Anzahl 
der Funktionsträger deutlich zu er- 
höhen. Die Bestrebungen innerhalb 
des Kreisverbandes haben deutliche 
Auswirkungen in die Gesamtpartei 
gezeigt: Viele Kreisverbände haben 
ebenfalls eine Parteireform vor Ort 
durchgeführt. Die Überlegungen auf 
Landes- und Bundesebene basieren 
auf den Reformen innerhalb der 
CDU Erftkreis. 

CORDIA GROSSMANN 

CDU-Erftkreis • 
Parteiretomen 
In den 90er Jahren 

SCHRIFTENREIHE DER CDU-ERFTKREIS 

Mitglieder-Information 
der CDU Schleswig-Flensburg 

Ausgaben 1-6 

Erscheinungsweise: 4x jährlich 
Aullage: 4000 Exemplare 

Postversand an alle Mitglieder! 

Die Broschüre kann über das 
CDU-Bürgertelefon 0 22 34/1 71 19 

bestellt werden. 

Die „Mitteilungen" gibt der Kreisverband 
Schleswig-Flensburg viermal im Jahr per 

Postversand an seine Mitglieder und an 
Freunde der CDU heraus. Die „bunte" Mi- 
schung politischer Informationen und Ange- 
bote hat sich bewährt und macht diese „Mini- 
zeitung" zu einem wichtigen Instrument der 
Mitgliederbindung und Mitgliederwerbung. 
Auflage: 4.000 Exemplare. 

CDU-Kreisvertand Schleswig-Flensburg, Loiltuß 39, 24$37 Schleswig 
TIPPS   FÜR   DIE   PARTEIARBEIT 
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einheitliches Auftreten nach 
außen. Hier möchten wir 
Ihnen behilflich sein. 
Wir haben für Sie eine Grund- 
ausstattung geschafften, 
die dies ermöglicht und sich 
dem Erscheinungsbild der 
CDU Bundesgeschäftsstelle 
anpasst. 

CDU 
Kreisverbanü 
Mustertiausen 

Klaus Mustermann 

Briefbogen neutral 
Format DIN A4 
Bestell-Nr.: 002 

Visitenkarte 
mit individuellem Eindruck 
Format 8,5 x 5,5 cm 
Bestell-Nr.: 001 



Unsere aktuelle Preisliste 

Produkt Auflage Preis 

Briefbogen pro 1.000 60- 
neutral, 
4farbig 

Briefbogen pro 1.000 140- 
mit Eindruck 
inkl. Satz 
4farbig 

Visitenkarten pro    100 70- 
mit Eindruck 
inkl. Satz 
4farbig 

Weitere Produktvorschläge für „Ihre beste Seite" sind in der Entwicklung, 
wir nehmen auch gerne Anregungen Ihrerseits entgegen. 

Wenn wir Sie neugierig gemacht haben, dann rufen Sie einfach an 
oder schreiben, faxen, mailen Sie uns. 

Ihre Ansprechpartner sind: 
Dieter Herzig • Telefon 02226/802-300 

Sonja Bach-Meiers • Telefon 02226/802-301 

Unsere Anschrift: 
Union Betriebs-GmbH • Egermannstraße 2 • 53359 Rheinbach 
fax 022 26/802-3 33 • e-mail: druckerei@ubg-medienzentrum.i 

Wir wünschen Ihnen ein frohes WeihnachtsFest 
und einen guten Start in das Jahr 2001! 

Ihr Team vom UBG-Medienzentrum 



UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

Die neue 
Broschüre der 
Frauen Union 
zum Thema 
Rente ist da! 

Bestell-Nr. 5703 

Preis: 5-DM 
je Verpackungseinheit 
(5 Expl.) 


